Emil Evers


 

An die/den
Stadt/Kreis
Amt
 Mittwoch, 22. Juni 2005
Widerspruch 
gegen die Aufforderung Ihres Schreibens vom ... (Aktenzeichen...), beim Gartenamt für 1 Euro die Stunde zu arbeiten.


Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie verpflichten mich mit Ihrem o.g. Schreiben, einer Tätigkeit beim Gartenamt gegen eine Mehraufwandsentschädigung von 1 Euro nachzugehen. Damit soll meine Arbeitsbereitschaft getestet werden. Gegen diese Entscheidung lege ich hiermit Widerspruch ein, da Ihr Bescheid materiell und formell fehlerhaft ist.

Begründung:


Nach § 35 Abs. 1 SGB X ist ein Schriftlicher Verwaltungsakt schriftlich zu begründen. In der Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Danach muss eine den Anforderungen des Gesetzes entsprechende Begründung den Sachverhalt erkennen lassen, den die Verwaltung der Entscheidung zugrunde gelegt hat, die anzuwendenden Rechtsvorschriften und die Anwendung dieser Rechtsvorschriften, d.h. die Erläuterung, warum und mit welchem Ergebnis die Rechtsvorschriften auf gerade diesen Sachverhalt anzuwenden sind.
Dem entspricht Ihr Schreiben nicht, da weder der zugrunde liegende Sachverhalt noch die anzuwendenden Rechtsvorschriften angegeben wurden. Auch fehlt die Anwendung der Rechtsvorschriften auf diesen Sachverhalt. Es ist nicht einmal ersichtlich, ob es sich um eine Maßnahme der Schaffung einer Arbeitsgelegenheit nach § 19 BSHG oder um eine besondere Arbeitsgelegenheit nach § 20 BSHG handelt. Bei einer Maßnahme nach § 19 Abs. 2 BSHG besteht die Alternative zwischen dem üblichen Arbeitsentgelt und der Hilfe zum Lebensunterhalt zuzüglich einer angemessenen Entschädigung für Mehraufwendungen. Ermessen besteht auch bezüglich der Höhe der Mehraufwandsentschädigung.

Die Begründung von Ermessensentscheidungen muss nach § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB X auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung Ihres Ermessens ausgegangen ist.

Eine Begründung warum Sie Ermessen in dem Sinne ausgeübt haben, Hilfe zum Lebensunterhalt zuzüglich einer Mehraufwandsentschädigung zu zahlen anstatt des üblichen Arbeitsentgeltes (wenn es sich um eine Maßnahme nach § 19 BSHG handelt), enthält der Bescheid ebenso wenig wie eine Aussage darüber, welche Erwägungen zur Festsetzung der Mehraufwandsentschädigung mit 1 Euro die Stunde geführt haben. Insoweit ist Ihr Bescheid formal fehlerhaft.

Auch Ihre Forderung eines Arbeitseinsatzes von mindestens 38,5 Stunden wöchentlich ist einerseits nicht hinreichend bestimmt ("mindestens") aber auch zu weitgehend. Eine "vollschichtige" Arbeit ist unangemessen (BVerwGE Bd. 69, S. 91 = FEVS Bd. 33, S. 89 = NDV 1984, 93).

Mit freundlichen Grüßen

 

(Unterschrift)

